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Begründung zur Einleitung des Verfahrens für das Volksbegehren
„Neutralität Österreichs stärken”

Text des Volksbegehrens: 

Der Bundesverfassungsgesetzgeber möge folgende Maßnahmen beschließen:
 – Keine Beteiligung an Wirtschaftssanktionen.
 – Keine direkte Finanzierung von Waffen für ein kriegsführendes Land
 – Kein Transport von Truppen oder Waffen durch Österreich zu Land, zu Wasser oder in der Luft, 

die für einen Einsatz in einem Kriegsgebiet bestimmt sind, wenn kein UN-Mandat vorliegt.
 – Österreich soll sich bei jeder Auseinandersetzung zwischen Staaten neutral verhalten, um 

vermitteln zu können.

Jeder Krieg bringt unzähligen Menschen unvorstellbare Leiden und zerstört wertvolle Nah-
rung und Bodenschätze. Die von der EU verhängten Sanktionen schaden uns Mitteleuropäern 
noch um ein Vielfaches mehr als der unmenschliche Krieg im Osten Europas. Die Sanktionen 
treten das Völkerrecht (Artikel 39 der UN-Charta) und das Neutralitätsgesetz mit Füssen. Sie 
führen bei den Staaten, die sie verhängen, zu einer galoppierenden Inflation, zum Mangel an 
Nahrung, Brennstoffen und schließlich zu einer Massenarbeitslosigkeit und zur Verarmung der 
meisten Menschen.

Das Neutralitätsgesetz lautet:

,,(1) Zum Zwecke der dauernden Behauptung seiner Unabhängigkeit nach außen und zum 
Zwecke der Unverletzlichkeit seines Gebietes erklärt Österreich aus freien Stücken seine im-
merwährende Neutralität. Österreich wird diese mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
aufrechterhalten und verteidigen.

(2) Österreich wird zur Sicherung dieser Zwecke in aller Zukunft keinen militärischen Bündnis-
sen beitreten und die Errichtung militärischer Stützpunkte fremder Staaten auf seinem Gebie-
te nicht zulassen.“

Die Schweiz lebt dank ihrer Neutralität seit über 200 Jahren in Frieden und Wohlstand. Wenn 
Österreich zu einer wirklichen Neutralität zurückkehrt, können wir helfen, den Krieg rasch zu 
beenden. Sind wir neutral, geht bei uns die Teuerung zurück und wir müssen uns keine Sorgen 
mehr machen, ob wir im Winter frieren und genug zu essen haben.

Daher fordern wir den Bundesverfassungsgesetzgeber auf, die Neutralität Österreichs mit fol-
genden Punkten zu stärken:

 – Keine Beteiligung an Wirtschaftssanktionen. Die Beteiligung an Sanktionen der EU ist sofort 
zu beenden. 

 – Keine direkte Finanzierung von Waffen für ein kriegsführendes Land 
 – Kein Transport von Truppen oder Waffen durch Österreich zu Land, zu Wasser oder in der 

Luft, die für einen Einsatz in einem Kriegsgebiet bestimmt sind. Ausgenommen sind lediglich 
Missionen unter UN-Mandat.
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 – Österreich soll sich bei jeder Auseinandersetzung zwischen Staaten neutral verhalten, um 
eine Vermittlerrolle einnehmen zu können. Dadurch hilft Österreich, Kriege zu vermeiden 
und ausgebrochene Kriege möglichst schnell zu beenden.

Begründung des Einleitungsantrages des Volksbegehrens „Neutralität Österreichs stärken” 

Jeder Krieg bringt unzähligen Menschen unvorstellbare Leiden und zerstört wertvolle Nahrung und Bo-
denschätze. Die von der EU verhängten Sanktionen schaden uns Mitteleuropäern noch um ein Vielfaches 
mehr als der unmenschliche Krieg im Osten Europas. Die Sanktionen treten das Völkerrecht (Artikel 39 
der UN-Charta) und das Neutralitätsgesetz mit Füssen. Sie führen bei den Staaten, die sie verhängen, zu 
einer galoppierenden Inflation, zum Mangel an Nahrung, Brennstoffen und schließlich zu einer Massen-
arbeitslosigkeit und zur Verarmung der meisten Menschen.

Wenn Österreich zu einer wirklichen Neutralität zurückkehrt, können wir helfen, den Krieg rasch zu be-
enden. Sind wir neutral, geht bei uns die Teuerung zurück und wir müssen uns keine Sorgen mehr ma-
chen, ob wir im Winter frieren und genug zu essen haben.

Daher fordern wir den Bundesverfassungsgesetzgeber auf, die Neutralitat Österreichs mit folgenden 
Punkten zu stärken:

 – Keine Beteiligung an Wirtschaftssanktionen. Die Beteiligung an Sanktionen der EU ist sofort zu beenden. 
 – Keine direkte Finanzierung von Waffen für ein kriegsführendes Land 
 – Kein Transport von Truppen oder Waffen durch Österreich zu Land, zu Wasser oder in der Luft, die für 

einen Einsatz in einem Kriegsgebiet bestimmt sind. Ausgenommen sind lediglich Missionen unter 
UN-Mandat. 

 – Österreich soII sich bei jeder Auseinandersetzung zwischen Staaten neutral verhalten, um eine 
Vermittlerrolle einnehmen zu können.

Dadurch hilft Österreich, Kriege zu vermeiden und ausgebrochene Kriege möglichst schnell zu beenden.
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